Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1864 (neu) 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Blohm, Dr. Elbrächter, 
Frau Dr. Kiep-Altenloh, Mertes und Genossen 
und Fraktionen der CDU/CSU, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Abzahlungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Abzahlungsgeschäfte im Sinne dieses Geset- 
zes sind 

1, Kaufverträge über bewegliche Sachen, bei 
denen der Kaufpreis in Teilzahlungen zu 
entrichten und die Kaufsache dem Käufer 
vor der vollständigen Entrichtung des 
Kaufpreises zu übergeben ist; 

2. Geschäfte, bei denen ein wirtschaftlich 
gleicher Erfolg auf andere Weise insbe- 
sondere dadurch erreicht wird, daß ein 
Dritter dem Käufer ein zur Tilgung des 
Kaufpreises bestimmtes und in Raten 
zurückzuerstattendes Darlehen gewährt, 

(2) Werklieferungsverträge stehen bei Anwen- 
dung dieses Gesetzes den Kaufverträgen gleich. 

(3) Auf Abzahlungsgeschäfte, die ein Kaufmann 
oder Gewerbetreibender als Käufer im Rahmen sei- 
nes Gewerbebetriebes abgeschlossen hat, findet das 
Gesetz keine Anwendung. 

§ 2 

(1) Stellt ein Kaufvertrag ein Abzahlungsgeschäft 
dar, so hat der Verkäufer bei Abschluß des Kauf- 
vertrages dem Käufer eine Kaufbestätigung auszu- 
händigen. 

(2) Die Kaufbestätigung muß folgende Angaben 
enthalten: 

1. die Vertragsteile, 

2. die Bezeichnung der gekauften Sache, 


3. den Preis, der im Falle sofortiger Barzah- 
lung zu entrichten wäre (Barpreis), 

4. den bar zu entrichtenden Teil des Preises 
(Anzahlung), 

5. den Unterschied zwischen Barpreis und 
Anzahlung (Restpreis), 

6. den Zeitraum bis zur vollständigen Til- 
gung des Restpreises (Laufzeit), 

7. den Teilzahlungsaufschlag, aufgegliedert 
nach 

a) den von der Laufzeit und der Höhe 
des Restpreises abhängigen Teilzah- 
lungskosten unter Angabe der Berech- 
nungsweise, 

b) den sonstigen Teilzahlungskosten unter 
Angabe von Grund und Höhe, 

8. die Summe, die sich aus den unter Num- 
mern 3 und 7 angeführten Beträgen ergibt 
(Teilzahlungsendpreis), 

9. den Betrag, die Zahl und die Fälligkeit 
der einzelnen Teilzahlungen. 

(3) Für Abzahlungsgeschäfte der in § 1 Abs. 1 
Nr. 2 bezeichneten Art gelten die Vorschriften der 
Absätze 1 und 2 sinngemäß. 

§ 3 

(1) Sind in einer nach § 2 auszuhändigenden 
Kaufbestätigung Vertragsbedingungen enthalten, so 
müssen diese deutlich lesbar wiedergegeben sein. 
Dies gilt insbesondere, wenn der Verkäufer sich das 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heqer, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/ 1864 (neu) Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Eigentum an dem Kaufgegenstand oder das Recht 
Vorbehalt, bei Vorliegen bestimmter Umstände vom 
Vertrag zurückzutreten, oder wenn die Sicherungs- 
übereignung des Kaufgegenstandes an den Verkäu- 
fer oder einen Dritten vorgesehen oder eine Verein- 
barung über den Erfüllungsort oder über den Ge- 
richtsstand getroffen ist. 

(2) Wird ein Abzahlungsgeschäft mit einem Rei- 
severtreter abgeschlossen (§ 6), so sind in der 
Kaufbestätigung § 6 und im Falle einer Verein- 
barung, aus der sich ein anderer als der allgemeine 
Gerichtsstand des Käufers ergibt, § 8 im vollen 
Wortlaut in einem sich von dem übrigen Text der 
Kaufbestätigung deutlich hervorhebenden Druck 
wiederzugeben. 

(3) Der Verkäufer kann sich auf Vereinbarungen, 
die in der Kaufbestätigung nicht enthalten sind, 
nicht berufen. 

§ 4 

(1) Stellt ein Kaufvertrag ein Abzahlungsgeschäft 
dar und ist dem Käufer keine oder eine den Vor- 
schriften des § 2 oder des § 3 nicht genügende 
Kaufbestätigung ausgehändigt worden, so wird eine 
Verbindlichkeit in Höhe des Unterschiedes zwischen 
dem Teilzahlungsendpreis und dem Barpreis nicht 
begründet. Der Käufer ist in diesem Falle berech- 
tigt, den Barpreis in Teilbeträgen nach dem Ver- 
hältnis und in den Fälligkeitszeitpunkten der ver- 
einbarten Teilzahlungen zu entrichten. 

(2) Ist bei einem Abzahlungsgeschäft der in § 1 
Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art keine oder eine den 
Vorschriften des § 2 oder des § 3 nicht genügende 
Bestätigung ausgehändigt worden, so wird eine 
Verbindlichkeit in Höhe des Unterschiedes zwischen 
der Darlehensendschuld und dem Darlehensbetrag 
nicht begründet. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 5 

Eine Vereinbarung, nach der bei einem Abzah- 
lungsgeschäft die Nichterfüllung der dem Käufer 
obliegenden Verpflichtungen die Fälligkeit der 
Restschuld zur Folge haben soll, ist nur wirksam 
für den Fall, daß er mit mindestens zwei Teilzah- 
lungen ganz oder teilweise im Verzug ist und der 
Betrag, mit dessen Zahlung er im Verzug ist, minde- 
stens dem zehnten Teil des Teilzahlungsendpreises 
oder bei Abzahlungsgeschäften der in § 1 Abs. 1 
Nr. 2 bezeichneten Art mindestens dem zehnten Teil 
der entsprechenden Darlehensendschuld gleich- 
kommt. 

§ 6 

(1) Wer als Käufer ein Abzahlungsgeschäft außer- 
halb der Geschäftsräume des Verkäufers abgeschlos- 
sen hat, ist berechtigt, von diesem Geschäft inner- 
halb einer Woche seit dem Abschluß zurückzutreten. 

(2) Wer als Käufer außerhalb der Geschäftsräu- 
me des Verkäufers einen Antrag auf Abschluß eines 


Abzahlungsgeschäfts gestellt hat, ist berechtigt, den 
Antrag innerhalb einer Woche seit Abgabe der Er- 
klärung zu widerrufen, ohne Rücksicht darauf, ob 
der andere Teil den Antrag bereits angenommen 
hat. 

(3) Zur Wahrung der Frist in den Fällen der Ab- 
sätze 1 und 2 genügt die rechtzeitige Absendung 
der Erklärung. 

(4) Absätze 1 und 2 finden auf Abzahlungsge- 
schäfte, die auf Messen und Ausstellungen ge- 
schlossen werden, keine Anwendung. 


§ 7 

(1) Steht bei einem Abzahlungsgeschäft dem Ver- 
käufer kraft Gesetzes oder Vertrages das Recht zu, 
wegen Nichterfüllung der dem Käufer obliegenden 
Verpflichtungen von dem Vertrag zurückzutreten, 
so ist im Falle dieses Rücktritts jeder Teil verpflich- 
tet, dem anderen Teil die empfangenen Leistungen 
zurückzugewähren. 

(2) Im Falle des Rücktritts nach Absatz 1 hat der 
Käufer dem Verkäufer für die infolge des Vertrages 
gemachten Aufwendungen sowie für solche Beschä- 
digungen der Sache Ersatz zu leisten, die durch ein 
Verschulden des Käufers oder durch einen sonstigen 
von ihm zu vertretenden Umstand verursacht sind. 
Für die Überlassung des Gebrauchs oder der Benut- 
zung ist deren Wert zu vergüten, wobei die inzwi- 
schen eingetretene Wertminderung der Sache zu 
berücksichtigen ist. Auf die Festsetzung der Höhe 
der Vergütung sind die Vorschriften des § 287 Abs. 1 
der Zivilprozeßordnung entsprechend anzuwenden. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 begründeten 
gegenseitigen Verpflichtungen sind Zug um Zug zu 
erfüllen. 

(4) Als Ausübung des Rücktrittsrechts gilt es auch, 
wenn der Verkäufer die Sache aufgrund der Rechte 
aus einem Eigentumsvorbehalt oder einer Siche- 
rungsübereignung wieder an sich genommen oder 
eine sonstige dem gleichkommende Handlung vor- 
genommen hat. 

(5) Vereinbarungen, die zum Nachteil des Käufers 
von den Vorschriften der Absätze 1 bis 4 abweichen, 
sind nichtig. 

(6) Für Abzahlungsgeschäfte der in § 1 Abs. 1 
Nr. 2 bezeichneten Art gelten die Vorschriften der 
Absätze 1 bis 5 sinngemäß. 


§ 8 

(1) Macht der Verkäufer oder ein Dritter An- 
sprüche aus einem Abzahlungsgeschäft der in § 6 
aufgeführten Art gegen den Käufer vor einem ande- 
ren als dem Gericht anhängig, bei dem der Käufer 
seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, so hat das 
Gericht, sofern der Käufer vor der Verhandlung zur 
Hauptsache dies beantragt, durch Beschluß den 
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Rechtsstreit an das Gericht zu verweisen, bei dem 
der Käufer seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. 

(2) Ist der Antrag in einem vorbereitenden 
Schriftsatz gestellt, so kann über den Antrag ohne 
mündliche Verhandlung entschieden werden. Wird 
die Verweisung beschlossen, so gilt der Rechtsstreit 
mit der Zustellung des Beschlusses als bei dem im 
Beschluß bezeichneten Gericht anhängig. 

(3) Im übrigen sind die Vorschriften des § 276 
Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 der Zivilprozeßordnung anzu- 
wenden. 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundetsgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

(1) Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt 
das Gesetz betreffend die Abzahlungsgeschäfte vom 
16. Mai 1894 (Reichsgesetzbl. S. 450) außer Kraft. 


Bonn, den 3. März 1964 


Frau Blohm 

Menke 

Dr. Elbrächter 

Dr.-Ing. Philipp 

Berberich 

Porten 

Frau Dr. Bleyler 

Dr. Reinhard 

Brand 

Dr. Serres 

Frau Brauksiepe 

Dr. Siemer 

Burgemeister 

Dr. Sinn 

Diebäcker 

Frau Weiter (Aachen) 

Frau Engländer 

Wieninger 

Dr. Jungmann 

Dr. Barzel und Fraktion 

Krug 


Kühn (Hildesheim) 

Frau Dr. Kiep-Altenloh 

Lang (München) 

Mertes 

Lermer 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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